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RESOLUTION 66/149

Verabschiedet auf der 89. Plenarsitzung am 19. Dezember 2011,
ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Ausschusses
(A/66/462/Add.1, Ziff. 22)272.

66/149. Welttag des Down-Syndroms

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf das Ergebnis des Weltgipfels 2005273

und die Millenniums-Erklärung der Vereinten Nationen274 so-
wie auf die Ergebnisse der großen Konferenzen und Gipfel-
treffen der Vereinten Nationen im Wirtschafts- und Sozialbe-
reich und auf damit zusammenhängenden Gebieten,

sowie unter Hinweis auf das Übereinkommen über die
Rechte von Menschen mit Behinderungen275, wonach Men-
schen mit Behinderungen ein erfülltes und menschenwürdi-
ges Leben unter Bedingungen führen sollen, welche die Wür-
de der Menschen wahren, ihre Selbständigkeit fördern und ih-
re aktive Teilnahme am Leben der Gemeinschaft erleichtern,
sowie gleichberechtigt mit anderen Menschen alle Menschen-
rechte und Grundfreiheiten in vollem Umfang genießen sol-
len, und wodurch die Vertragsstaaten sich verpflichten, sofor-
tige, wirksame und geeignete Maßnahmen zu ergreifen, um in
der gesamten Gesellschaft das Bewusstsein für Menschen mit
Behinderungen zu schärfen, 

erklärend, dass die Gewährleistung und Förderung der
vollen Verwirklichung aller Menschenrechte und Grundfrei-
heiten für alle Menschen mit Behinderungen eine wesentliche
Voraussetzung für die Erreichung der international vereinbar-
ten Entwicklungsziele ist,

sich dessen bewusst
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66/150. Folter und andere grausame, unmenschliche 
oder erniedrigende Behandlung oder Strafe 

Die Generalversammlung,

erneut erklärend, dass niemand der Folter oder anderer
grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung
oder Strafe unterworfen werden darf,

unter Hinweis
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me, der Haft, dem Strafvollzug oder einer anderen Form der
Freiheitsentziehung unterworfen ist, und dass Personen, die
der Folter oder anderer grausamer, unmenschlicher oder er-
niedrigender Behandlung oder Strafe angeklagt wurden, so-
lange die Klage anhängig ist, nicht mit dem Gewahrsam, der
Vernehmung oder der Behandlung einer Person befasst wer-
den, die der Festnahme, der Haft, dem Strafvollzug oder einer
anderen Form der Freiheitsentziehung unterworfen ist;

14. betont, dass Folterhandlungen in bewaffneten
Konflikten schwere Verstöße gegen das humanitäre Völker-
recht sind und in dieser Hinsicht Kriegsverbrechen darstellen,
dass Folterhandlungen Verbrechen gegen die Menschlichkeit
darstellen können und dass alle, die Folterhandlungen bege-
hen, strafrechtlich verfolgt und bestraft werden müssen, und
nimmt in dieser Hinsicht Kenntnis von den Anstrengungen,
die der Internationale Strafgerichtshof unternimmt, um der
Straflosigkeit ein Ende zu setzen, indem er sicherzustellen
sucht, dass diejenigen, die solche Handlungen begehen, im
Einklang mit dem Römischen Statut279 und eingedenk des dar-
in verankerten Grundsatzes der Komplementarität zur Re-
chenschaft gezogen und bestraft werden, und ermutigt die
Staaten, die das Römische Statut noch nicht ratifiziert haben
oder ihm noch nicht beigetreten sind, dies zu erwägen;

15. fordert die Staaten mit allem Nachdruck auf, dafür
Sorge zu tragen, dass Aussagen, die nachweislich durch Fol-
ter herbeigeführt worden sind, nicht als Beweis in einem Ver-
fahren verwendet werden, es sei denn gegen eine der Folter
angeklagte Person als Beweis dafür, dass die Aussage ge-
macht wurde, legt den Staaten nahe, dieses Verbot auf Aussa-
gen auszudehnen, die durch grausame, unmenschliche oder
erniedrigende Behandlung oder Strafe herbeigeführt wurden,
und erkennt an, dass eine angemessene Bestätigung von Aus-
sagen, einschließlich Geständnissen, die als Beweis in einem
Verfahren verwendet werden, eine der Garantien für die Ver-
hütung von Folter und anderer grausamer, unmenschlicher
oder erniedrigender Behandlung oder Strafe darstellt;

16. betont, dass die Staaten Personal, das sich weigert,
Anordnungen zur Begehung oder zur Verheimlichung von
Handlungen, die der Folter oder einer anderen grausamen, un-
menschlichen oder erniedrigenden Behandlung oder Strafe
gleichkommen, zu befolgen, nicht bestrafen dürfen;

17. fordert die Staaten nachdrücklich auf, eine Person
nicht in einen anderen Staat auszuweisen, abzuschieben, an
ihn auszuliefern oder in anderer Weise an ihn zu überstellen,
wenn stichhaltige Gründe für die Annahme bestehen, dass sie
dort Gefahr liefe, gefoltert zu werden, betont, wie wichtig
wirksame Rechts- und Verfahrensgarantien in dieser Hinsicht
sind, und erkennt an, dass etwaige diplomatische Zusicherun-
gen die Staaten nicht von ihren Verpflichtungen nach den in-
ternationalen Menschenrechtsnormen, dem humanitären Völ-
kerrecht und dem Flüchtlingsvölkerrecht, insbesondere dem
Grundsatz der Nichtzurückweisung, entbinden;

18. erinnert daran, dass die zuständigen Behörden bei
der Feststellung, ob solche Gründe vorliegen, alle maßgebli-
chen Erwägungen zu berücksichtigen haben, gegebenenfalls
einschließlich des Umstands, dass in dem betreffenden Staat

eine ständige Praxis grober, offenkundiger oder massenhafter
Verletzungen der Menschenrechte herrscht;

19. fordert die Vertragsstaaten des Übereinkommens
gegen Folter und andere grausame, unmenschliche oder er-
niedrigende Behandlung oder Strafe277 auf, ihrer Verpflich-
tung gemäß diejenigen, die mutmaßlich Folterhandlungen be-
gangen haben, einer strafrechtlichen Verfolgung zuzuführen
oder auszuliefern, und legt den anderen Staaten nahe, dies
ebenfalls zu tun, eingedenk der Notwendigkeit, die Straflo-
sigkeit zu bekämpfen;

20. hebt hervor, dass innerstaatliche Rechtsordnungen
gewährleisten müssen, dass die Opfer von Folter oder anderer
grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung
oder Strafe Wiedergutmachung erlangen, ohne für die Einrei-
chung von Beschwerden oder den Auftritt als Zeugen Vergel-
tungsmaßnahmen ausgesetzt zu sein, Zugang zur Justiz haben,
gerecht und angemessen entschädigt werden sowie eine ge-
eignete soziale, psychologische, medizinische und anderwei-
tig relevante Spezialrehabilitation erhalten, und fordert die
Staaten nachdrücklich auf, Rehabilitationszentren oder -ein-
richtungen zu schaffen, zu unterhalten, zu fördern oder zu un-
terstützen, in denen Opfer von Folter eine derartige Behand-
lung erhalten können und in denen wirksame Maßnahmen zur
Gewährleistung der Sicherheit ihrer Mitarbeiter und Patienten
ergriffen werden;

21. verweist auf ihre Resolution 43/173 vom 9. De-
zember 1988 über den Grundsatzkatalog für den Schutz aller
irgendeiner Form von Haft oder Strafgefangenschaft unter-
worfenen Personen und unterstreicht in diesem Zusammen-
hang, dass Folter und andere grausame, unmenschliche oder
erniedrigende Behandlung oder Strafe wirksam verhütet wer-
den können, wenn gewährleistet ist, dass jede festgenommene
oder inhaftierte Person unverzüglich einem Richter oder ei-
nem anderen unabhängigen Justizbeamten vorgeführt wird,
und wenn ihr unverzüglich und regelmäßig medizinische Be-
treuung und der Beistand eines Verteidigers sowie Besuche
durch Familienangehörige und unabhängige Überwachungs-
mechanismen gestattet werden;

22. erinnert alle Staaten daran, dass lange Isolations-
haft oder Haft an geheimen Orten das Begehen von Folter und
andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behand-
lungen oder Strafen erleichtern und an sich schon eine derar-
tige Behandlung darstellen kann, und fordert alle Staaten
nachdrücklich auf, die Garantien zum Schutz der Freiheit, der
Sicherheit und der Würde der Person zu achten und sicherzu-
stellen, dass geheime Haft- und Vernehmungsorte abge-
schafft werden;

23. betont, dass die Haftbedingungen so beschaffen
sein müssen, dass die Würde und die Menschenrechte der In-
haftierten geachtet werden, hebt hervor, wie wichtig es ist,
dies bei den Bemühungen zur Förderung der Achtung und des
Schutzes der Rechte von Inhaftierten zu berücksichtigen, und
nimmt in dieser Hinsicht Kenntnis von den Besorgnissen über
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36. ersucht den Generalsekretär, auch künftig die Ap-
pelle der Generalversammlung zu Beiträgen für die Fonds an
alle Staaten zu übermitteln und




